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Hans Schäppi / Walter Schöni

Gewerkschaftspolitik im Zeitalter
des globalen Kapitalismus
Alternativen zur Globalisierungsdoktrin

Seit dem Zusammenbruch der realsozialistischen Staaten in Osteuropa und
der Sowjetunion in den Jahren 1989-91 denken und sprechen Ökonominnen
und Politikerinnen der westlichen Welt in Begriffen des „globalen Kapita-
lismus". Der Trend scheint ihnen recht zu geben: „Marktwirtschaft" hat sich
weltweit als Wirtschaftsmodell durchgesetzt, die Kapitalakkumulation ist
universelle Triebkraft wirtschaftlichen Handelns, und die Weltmarktkon-
kurrenz entscheidet unerbittlich über das wirtschaftliche Überleben. Vorbei
ist es mit den „planwirtschaftlichen Experimenten", die gelegentlich noch
verunsichern konnten; Marktgesetze dienen heute gleichermassen der Recht-
fertigung von sozialen Härten wie der Erklärung von Maximalprofiten.
Weder die inneren Widersprüche des globalen Kapitalismus noch die
Ungleichheiten und ihr Ausgrenzungseffekt gegenüber grossen Teilen der
Weltbevölkerung stören den neoliberalen mainstream in seinem Bemühen
um ein kohärentes Weltbild.

Dem Denken in Markt- und Wettbewerbskategorien können sich auch
Teile der Sozialdemokratie und der Grünen kaum noch entziehen. In
verschiedenen Ländern wählen sie die Flucht nach „vorne", suchen sie
neues politisches Profil im liberalen Modernismus, der sich, gepaart mit
sozialer Fürsorglichkeit, durchaus in politischen Mehrheiten auszahlen
kann - wie Blairs ,,/Vevv LaZ>owr"-Strategie bewiesen hat. In Deutschland
haben spätestens die Thesen Gerhard Schröders zur Modernisierung von
Wirtschaft und Gesellschaft (Die Zeit, 19.9.97) den Richtungsstreit über
das sozialdemokratische Programm für die Bundestagswahlen 1998 öffent-
lieh gemacht. In dem veränderten politischen Koordinatensystem werden
gewerkschaftliche Positionen, die an arbeits- und sozialpolitischen Regu-
lierungen festhalten, nicht selten dem „konservativen" Pol zugeordnet. Die
Ironie der modernistischen Sprachregelung besteht indessen darin, dass sie
soziale und ökologische Probleme nicht beseitigt, nur vernebelt. Wenn
dereinst der Nebel marktgängiger Begriffe sich lichtet, wird auch sozialde-
mokratische Politik strikte daran gemessen werden, ob es ihr gelingt,
fortschrittliche Errungenschaften abzusichern, andere zu verbessern und
wesentlich zur Anhebung der international gültigen Standards beizutragen.

Die Frage, wie dies alles zu bewerkstelligen sei, stellt sich ebenso

dringlich für die Gewerkschaften. Eine gewerkschaftliche Politik, die
gegenüber der Logik der Kapitalakkumulation handlungsfähig bleiben will,
muss notwendigerweise den weltwirtschaftlichen Zusammenhängen, aber
ebenso den inneren Widersprüchen und Grenzen der Globalisierung Rech-

nung tragen. „Globalisierung" dient als strategischer Begriff zur Erklärung
jeglicher Veränderung im Wirtschaftsleben, zugleich ist sie aber Realität.
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Worin besteht das Neue dieser Realität? Hat das Kapital nicht schon immer
weltweit Handel getrieben, investiert und spekuliert? Neu ist zweifellos,
dass erstens beliebige Unternehmen - und nicht mehr nur Konzerne -
Ressourcen in einem weltweiten Netzwerk nutzen (in der Beschaffung,
Personalrekrutierung, Finanzierung, Vermarktung usw.); dass zweitens die
Wirtschaftsstandorte untereinander in Kostenkonkurrenz treten und dass

drittens die Kommunikation, Kapitalakkumulation und Vermarktung ten-
denziell jede Lebenssphäre unseres Alltags durchdringen (vgl. Peripherie
1995; Heise 1996, 18; Altvater/Mahnkopf 1997, 21 ff.). Dennoch ist das

Netzwerk des globalen Kapitalismus nicht wirklich global, koexistiert es

mit grossen Zonen wirtschaftlicher Ausgrenzung. Auch besitzen die natio-
nalen und regionalen Knotenpunkte nach wie vor ihre wirtschaftliche
Dynamik, die politisch zu gestalten ist, sollen sie nicht dem Deregulierungs-
geschäft überlassen werden.

Die Gewerkschaften haben sich lange Zeit stark auf die Gestaltung der
binnenwirtschaftlichen, berufs- und branchenbezogenen Fragen konzen-
triert. Sie haben in der Praxis eine Trennlinie gezogen gegenüber den
weltwirtschaftlichen Problemen, z.B. den multinationalen Konzernen, den

peripheren Ökonomien in Süd und Ost - diese Themen wurden unter den
Rubriken „Dritte Welt" oder „Internationalismus" abgehandelt. Die Tren-

nung ist in Frage zu stellen, aber nicht im Sinne eines abstrakten Globalis-
mus. Nur wenn die Gewerkschaften die Verbindungen zwischen der lokalen
Ebene und den transnationalen Netzwerken und Akkumulationsformen des

Kapitals analysieren, können sie auch dem inflationären Gebrauch des

Wortes „Globalisierung" konzeptionell entgegentreten und unterscheiden,
welche Probleme wirklich weltwirtschaftliche Ursachen haben und welche
dagegen „hausgemacht", d.h. der Politik im nationalen oder lokalen Rah-
men zuzurechnen sind. Sichtbar werden so auch Handlungsspielräume für
wirtschaftspolitische Alternativen, die es im Zeitalter der europäischen
Integration, der monetären Konvergenz (Euro) und der weltwirtschaftli-
chen Liberalisierung mehr denn je zu wahren gilt. Welche Möglichkeiten
bestehen aus gewerkschaftlicher Sicht für eine Gestaltung wirtschaftlicher
Zusammenhänge, die sich der Logik des Marktes und der globalen Konkur-
renz nicht völlig unterordnet, die im Gegenteil mit dem absoluten Vorrang
der Kapitalrentabilität vor den sozialen und ökologischen Ansprüchen
bricht? Wie stehen die Chancen für demokratische, sozial- und umweltver-
trägliche Entwicklungsperspektiven in unseren Ländern und in der transna-
tionalen Zusammenarbeit? Dazu werden im folgenden einige Thesen for-
muliert.

Kapitalakkumulation im Zeitalter der Globalisierung

I. Die Logih der Kapita/ahhwmtdafion /.st das beherrschende Prinzip der
w/rfscha/d/chen Dntwichhtng se/tdem At</hommen des bürgerlichen Unter-
nehmertnms «nd derAusweitung der Geidwirtscha/f. Primärer Bezwgsrah-
men der Ahhnmtdation ist nicht die ße/riedigtmg gesellscha/fiicherPedüt/-
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H/sse, îo/Wern c/ie Werfsc/iöp/img, c/Ze J?ea//.57enmg r/e.y WertprocZHkf,y wnt/
/ZZe max/ma/e Rßntaö/Z/s/ertmg //er /nveV/t/oneM.
„Kapitalakkumulation" bedeutet bekanntlich Vermehrung von Kapital durch
seine rentable Anlage in produktiven Tätigkeiten oder in Finanzgeschäften.
In welche Wirtschaftstätigkeiten investiert wird, hängt ab von den Rendite-
erwartungen der Kapitalbesitzer, den relativen Faktorpreisen der Wirt-
Schaftsstandorte und dem Innovations- und VerdrängungsWettbewerb auf
den Weltmärkten. Dem quantitativen Akkumulationsziel eines Unterneh-
mens bzw. Investors haben sich andere Kriterien wie der gesellschaftliche
Bedarf (z.B. nach ausreichenden Erwerbsmöglichkeiten), der soziale Aus-
gleich, die soziopolitische Konfliktregelung und die Erhaltung natürlicher
Kreisläufe unterzuordnen. Für transnational operierende Unternehmen ist
es im allgemeinen wichtiger, die Ertragskraft und die Kapitalrentabilität
(skareZ/o/eZer va/we) zu steigern, als an einem bestimmten nationalen Stand-
ort Arbeitsplätze zu erhalten oder Umweltschäden zu vermeiden. Soziale
Wohlfahrt und eine intakte Umwelt können den Unternehmenserfolg stüt-
zen, sie gelten aber nicht als primäre Unternehmensziele. Die globale
Ausrichtung der Akkumulationsdynamik geht einher mit einem Funktions-
wandel der staatlichen Wirtschaftspolitik, wobei diese Entwicklung erst in
den letzten Jahrzehnten klare Konturen erhalten hat (Altvater 1994).

II. Das Akkwmw/af/on.îmo£/e// //er AZacZzkrZegszcZt öerw/tte mocZî Züs zw

Beginn t/er 70er ,/a/zre aw/t/er Expansion t/er ZnîperZaZZsZZsc/îen Zentrums-
Ökonomien, t/A aw/neoko/onia/er Awsöewfwng, aw/t/msatzmax/m/erwng
t/wrc/i Markteroöerwwg wnt/ a«/ einer inZernationaien Aröeifsfei/wng, c/ie

t/as mater/e/Ze EnfwickZwngsge/äZZe zementiert /tat.
Die westlichen Zentren üben ihre neokoloniale Macht über andere Wehre-
gionen aus: Sie diktieren die terms o/ trat/e, zwingen die schwächeren
Ökonomien in die Rolle des Rohstoff- oder Halbfabrikatelieferanten und
des Dauerschuldners; sie blockieren lokale Entwicklungspotentiale (Mono-
polisierung von Know-how, abhängige Industrialisierung, Stützung von
korrupten Regimes), vernichten natürliche Lebensräume und wälzen sozia-
le und ökologische Kosten ab (Ressourcenausbeutung, Import/Export von
billigen Arbeitskräften, Export von Sondermüll). Nur die realsozialisti-
sehen Staaten vermochten in ihrem Einflussbereich über einige Jahrzehnte
eine eigene, ebenfalls hierarchisch strukturierte „Weltordnung" aufrecht-
zuerhalten. Hauptakteure der wirtschaftlichen Macht sind indessen die
multinationalen Konzerne, die bereits zu Beginn dieses Jahrhunderts ein
Netz von ausländischen Direktinvestitionen aufbauen und lokale Märkte
beherrschen. Ihre Steuerungszentrale bleibt aber in den westlichen „Sitzlän-
dern", wo sie an geordneten politischen und sozialen Rahmenbedingungen
interessiert sind. Die wirtschaftliche Steuerungsmacht ist daher noch stär-
ker „nationalstaatlich" verfasst und an Standorte gebunden (Altvater/Mahn-
köpf 1997,246 f.), was die Sozialpartnerschaft in der expansiven Akkumu-
lationsperiode der Nachkriegszeit zweifellos begünstigt hat. Allerdings
entstehen auch in peripheren Regionen neue nationale Industriestandorte
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und Wirtschaftszonen, die durch geschickte Nutzung ausländischer Investi-
tionen zu harten Konkurrenten auf dem Weltmarkt werden (Fröbel et al.
1977).

III. Die ataeZ/e Epoche i.v/ gekennzeic/mei Fwrcb eine neue Form tier
Fa/nïâ/aÂTuorni/fltion: 7n Fen 8'0er Ja/iren er/o igt t/er Übergang zn einer
^ianJorinnabböngigen Akkumn/afion m.ybe.sonFere in rien weiimarbforien-
tie/ten W/rtecba/tebere/'cbe« une/ Finanza'/'enzt/eiztungen. .SYeMernngzzen-

fren werFen mobii, WerttebdjC'/wng.S'prozes.ye werFe« im Fabmen von g/oba-
ien Ge.vcbä/i.v.vtrategien reorganwieri nnb verneizi.
Auslöser sind in den 70er Jahren die strukturelle Akkumulationskrise der
wirtschaftlichen Zentren und der weltweite Konflikt um die fossilen Ener-
gieträger („Erdölkrise"). Die Expansion von Massenproduktion und Mas-
senkonsum gerät aus dem Gleichgewicht, die fordistische Arbeitskraftnut-
zung erzeugt politischen Widerstand, und nationale Befreiungsbewegun-
gen kämpfen gegen die neokoloniale Arbeitsteilung. Kurz: Die Rendite
„traditioneller" Investitionen sinkt. Zugleich aber eröffnen sich neue Mög-
lichkeiten: Die Deregulierung des Welthandels (GATT/WTO), die Aufhe-
bung fixer Wechselkurse (Frefto« Woofs') und staatlicher KapitalVerkehrs-
kontrollen, die Liberalisierung der internationalen Finanz- und Dienstlei-
stungsmärkte und die neuen Informations- und Kommunikationstechniken
erweitern den Aktionsraum des produktiven und insbesondere des zinstra-
genden Kapitals (Kappel/Landmann 1997, 29ff.). Allerdings führt diese

Erweiterung keineswegs zur Konvergenz nationaler Wirtschaftsentwick-
lungen auf einem gemeinsamen Wachstumspfad, wie von der neoklassi-
sehen Theorie stets aufs neue prognostiziert, da zugleich mächtige regiona-
le Integrationsblöcke entstehen (EU, NAFTA, pazifischer Raum), und die
Realkapitalströme fliessen vor allem „zwischen den Ökonomien gleicher
Entwicklungsstufe" (Heise 1996, 19).

Wirtschaftspolitisch findet ein Paradigmawechsel statt von der Nachfra-
geförderung hin zur Erweiterung des Spielraums für Anbieter und Anleger.
Dieses Umfeld begünstigt neue Akkumulationsformen (Hickel 1987, 68 f.;
1996): Die Renditeerwartungen richten sich weniger auf Kapazitäts- und
Beschäftigungsexpansion, sondern auf reine Rationalisierungsinvestitio-
nen und auf Finanzanlagen (Strahm 1997, 73 f.). Die Unternehmen setzen
stärker auf ein intensives, strategisch optimiertes Wachstum: Nicht mehr
die Diversifikation, die Ausweitung der Kapazitäten und das Umsatzwachs-
tum, sondern die strategische Positionierung weniger Geschäftsfelder (ren-
table Kerngeschäfte), die Kostensenkung bei gegebenen Kapazitäten (Ra-
tionalisierung, Material-, Personal- und Lagerkosten) und die Ausweitung
der Finanzgeschäfte bilden nun die Hauptquellen des Profits. Die wirt-
schaftlichen Steuerungszentren werden standortmobil, sie nutzen die glo-
balen Unterschiede in den Faktorpreisen; die Transaktionskosten sind
gering und natürliche Konkurrenzgrenzen fallen (Altvater/Mahnkopf 1997,
217 f.). Die Wertschöpfungskette wird aufgebrochen in einzelne Abschnit-
te, die nach Massgabe der Standortkosten lokalisiert und vernetzt werden.
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Eingespielte regionale Zuliefer- und Kooperationsnetze werden vom gZoba/

sotcrcmg zu tiefsten Weltmarktpreisen abgelöst - mit negativen Folgen für
die regionale Beschäftigung. Politisch durchgesetzt wird diese Neuausrich-
tung der Wirtschaft unter der Hegemonie des neoliberalen Projekts, das in
den achtziger Jahren in der Gestalt der Reaganomics und des Thatcherismus
die Macht des Kapitals entscheidend stärkt, die Arbeiter- und Gewerk-
Schaftsbewegung schwächt und die Klasse der Lohnabhängigen unter
Ausnutzung der herrschenden Massenarbeitslosigkeit diszipliniert (vgl.
Widerspruch 31/96, Edit.). Die Politik der binnenwirtschaftlichen Ange-
botsförderung vereint sich zu Beginn der 90er Jahre mit dem Programm des

deregulativen Standortwettbewerbs zu einer Doktrin e/er G/oba/isierttng
(Heise 1995, 698).

Destabilisierende Auswirkungen der Globalisierungsdoktrin

IV. Der g/oba/e Kapitahsmas ist nicht wirk/ich global. £r operiert zwar
we/fMm.vpanwe/ît/, grenzt aber grosse geogra/ische Zonen ans, verschär/t
bestehende Z/ngZeichheiten wnä Ungerechtigkeiten und wä/zt Kosten au/
7eiZe der Bevd'/kerung ah. Daran zeigen sich die immanenten Grenzen der
G/oha/isierung.
Dies gilt einerseits weltweit, weil der Nord-Süd-Gegensatz wächst, Ent-
Wicklungsparadigmen scheitern und ganze Weltregionen von der Entwick-
lung abgekoppelt werden („Ende der Dritten Welt": Menzel 1992, 15 f.).
Länder aus schwarzafrikanischen, karibischen, lateinamerikanischen oder
asiatischen Regionen nehmen am Welthandel nach wie vor primär als
Rohstofflieferanten und als Zahler von Schuldzinsen teil (Michler 1991).
Globalisierung erzeugt aber auch Widersprüche in den industriellen Zen-
tren, wo sich die Kluft zwischen Arm und Reich erweitert, und wo sich das

mobile, schlanke und hocheffiziente Unternehmen zunehmend als Risiko-
faktor erweist. Denn die radikale Rentabilisierung und Restrukturierung der
Unternehmen führt oft zu personellem Substanzverlust, zu Beschaffungs-
engpässen und Qualitätsproblemen, und die Wahl von vermeintlich lukra-
tiven Geschäftsfeldern und Standorten erweist sich nicht selten als Fehlent-
Scheidung, welche die Krisenanfälligkeit der Unternehmen erhöht, zu
Lasten der Beschäftigten und der betroffenen Regionen. Bei aller Rede vom
Einbezug des Personals, von Total-Quality-Management, von lebenslan-

gern Lernen etc. sind die Beschäftigten mit einer Verschlechterung der
Qualität ihrer Arbeit und mit unsicheren Beschäftigungsperspektiven kon-
frontiert (Schöni 1997).

V. Die GZobaZisiernngse/okfrin, e/.h. che strikte gZobaZe At/srichfwng her
Wirfsc/ta/fs- tmeZ Z/nfernehme«spoZif ik, hat we/freichenc/e FoZgen /tir che

VUrtix'ha/^'i'tcmc/orte: Sie verschärft che Spa/fang her Mrtscha/t wncZ cZesta-

bi/isierf ehe bzwfle«Mhrt.sche{/i - aie/Kosten her Swbs/stenzarbe/t.
Für die an mehreren Standorten tätigen mobilen Unternehmen, insbesonde-
re im boomenden Chemie-, Pharma-, Elektronik- und Finanzgeschäft, ist es
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bereits Routine, dass sie trotz hoher Gewinne aus dem internationalen
Geschäft lokal Personal abbauen, wenn dies die Kapitalrendite erhöht. Die
Bindung an einen vergleichsweise „teuren" Standort wie die Schweiz ist aus
Unternehmenssicht manchmal nur noch darin begründet, dass bereits getä-
tigte Grossinvestitionen in Produktions- oder Forschungskapazitäten amor-
tisiert werden müssen. Die Stabilität der regionalen Beschäftigung und der
Kaufkraft spielen dabei keine grosse Rolle, globales Wachstum und Be-
schäftigung sind entkoppelt (/ob/e.s\s growt/t). Wenn Manager mahnen, die
Gewinne von heute und die damit verbundenen Restriktionen würden die
Arbeitsplätze von morgen sichern, so erweist sich dies mehr und mehr als
leere Versprechung. Die Geschäftsstrategie des mobilen Kapitals hat somit
immer weniger gemeinsam mit der standortgebundenen ß/nnenw/rtscba/f.
Das Gewerbe, die kleineren und mittelgrossen Firmen (KMU) geniessen
traditionell einen gewissen Distanzschutz gegenüber der auswärtigen Kon-
kurrenz, tätigen kaum Transaktionen über weite Distanzen, sind an die
Region gebunden und daher an einer Marktregulierung, an verlässlichen
Qualitätsstandards und an einer stetigen Wirtschafts- und Kaufkraftent-
wicklung grundsätzlich interessiert (GBl 1997). Radikale Marktöffnungen,
eine nunmehr restriktive Kreditpraxis der Banken und hohe Renditeerwar-
tungen der Anleger gefährden ihre Existenzgrundlage.

Die Folge ist ein massiver Druck zur sogenannten „Strukturbereinigung"
- die die lokalen Kartelle und Monopolisten am wenigsten trifft -, zur
Abwälzung ökologischer Kosten, zur Lohnsenkung und zur Freisetzung
von Beschäftigten. Die Folgen treffen mit voller Härte die Schwächsten am
Arbeitsmarkt, die wenig Qualifizierten, viele Frauen und Ausländerinnen
und eingeschränkt leistungsfähige Personen. Es erhöht sich ganz allgemein
die Last der .Sub,s7stenzrtrbe/t, d.h. der Sozial-, Betreuungs-, Haus-, Erzie-
hungs- und Freiwilligenarbeit, die grossenteils nach wie vor von Frauen
getragen wird. Da diese Arbeit nicht oder unterbezahlt ist, und da Frauen
und Migrantinnen auch in der Erwerbsarbeit diskriminiert werden, können
hier Arbeitskosten gespart und Renditen massiv gesteigert werden (Madör-
in 1996; Strahm 1997,121). Die „informellen" Wirtschaftssektoren sind so
weltweit eine Quelle von Gratisressourcen, auf deren Ausbeutung sich die
Globalisierungsdynamik zusätzlich stützt, indem sie sie systematisch aus
der Kostenrechnung ausschliesst.

VI. D/e vv/rf.ychfl/t//c/z<? wnr/ soz/a/e Des/ntegrrtf/o«, die a/s Fo/ge r/er
g/obrt/en A/ckwmM/at/on imr/ r/ei verscba'r/fe« Fostenwttbewerb.s' m unie-
ren Lä«r/ern spürbar w/rr/, ze/gt a«j(fa//enr/e trnr/ femeswegs ztr/tZ/Z/ge
Ä/m//cb&e/fen m/t r/e« Fo/ge« r/er erzwtmgenen, soz/a/ n/cbt abge/er/erte«
Ftrukturanpassw/tg /« Länr/er« r/er Dritte« We/f.

Der von Neoliberalen vorangetriebene Deregulierungs- und Globalisie-
rungskurs schlägt derzeit auf die westlichen Ökonomien zurück, der prokla-
mierte Standortwettbewerb wendet sich radikal gegen die in den Gesell-
schaffen des „Rheinischen Kapitalismus" etablierten partnerschaftlichen
Aushandlungs-, Verteilungs- und Konfliktregulierungsmodelle (Schöni
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1994,74 f.). Mit der These, dass die Wachstumsblockaden in den zentralen
wftd peripheren Ökonomien strukturelle Ähnlichkeiten aufweisen, begrün-
den Kappel und Landmann (1997, 395 f.) die Forderung nach einer „Struk-
turanpassung" auch der schweizerischen Wirtschaft an die Akkumulations-
bedingungen im globalen Kapitalismus. Ihre eindimensionale Wachstums-
konzeption scheint sämtliche Problematisierungen der letzten zehn Jahre,
sämtliche Forderungen nach Beschäftigungswirksamkeit und ökologischer
Nachhaltigkeit unbeschadet überstanden zu haben. Die Strategien der
Marktöffnung, der Privatisierung staatlicher Dienste und der Sanierung von
Staatshaushalten, wie sie die Gläubigerökonomien im Namen der „Struk-
turanpassungsprogramme" des IWF bereits vor Jahrzehnten den verschul-
deten Drittweltländern auferlegt haben, sollen folgerichtig auch hierzulan-
de angewendet werden. Wurden bisher Entwicklungsökonomien zwangsli-
beralisiert, d.h. unter ungünstigen terms o/ trarZe auf den Weltmarkt hin
geöffnet, und wurden dabei subsistenzwirtschaftliche Existenzgrundlagen
zerstört, ohne dass ein Netz von Sozialstandards die sozialen Auswirkungen
abfederte (was Kappel und Landmann immerhin noch kritisch anmerken),
so sollen heute die Sozial- und Arbeitsstandards und die gesetzlichen
Regulierungen auch in den westeuropäischen Industrieländern gelockert
werden. Das Vorbild der radikalen Neoliberalen sind genau jene Schwellen-
länder (Südkorea, Taiwan, Chile unter Pinochet usw.), die die Lektion der
globalen Marktwirtschaft am besten gelernt haben, ohne sich allzusehr mit
demokratischen Mechanismen und Rechtfertigungsansprüchen zu bela-
sten.

Der Nationalstaat im Spannungsfeld von Weltmarkt und
Binnenwirtschaft

VII. Die gZo&aZ vernetzte Form der KapifaZaAFurnuZation verändert die
Ffl/zmenäedtngMngen .Jtaat/icden T/nnde/n,? am einzelnen lT/rf.<rc/ra/t.s.s tand-
ort. Die SpaZfwwg der Mrtsc/za/f in itandortmodiZe nnd .ytandort^ednndene
A&fivitäten setzt die WirrscZia/r.s'- nnd GeZäpoZifiA nnfer DrwcA; der Staat
de/iniert seine An/gaden new.
Für die Investitionsentscheidung des Einzelkapitals zählt nicht nur, ob die
Faktorpreise (Lohn-, Kapital-, Infrastrukturkosten) an einem Standort gün-
stig sind; zunehmend wichtiger sind das Steuerniveau und die gesetzlichen
Auflagen. Denn je schwächer diese Regelungen sind, desto mehr soziale
und ökologische Kosten können die Unternehmen externalisieren, d.h. auf
die lokale Bevölkerung, auf die Subsistenzarbeit und auf den lokalen
Umweltraum abwälzen (Massarrat 1996). Der Staat versucht, die Verwer-
tungsbedingungen für Investoren so kostengünstig wie möglich zu gestal-
ten. Da er aber die harten internationalen Eckwerte der Profitspanne -
Wechselkurse und Kapitalzinsen - nicht souverän bestimmen kann, wird er
vor allem die „renditemindernden" Auflagen mildern, die Arbeitskosten
drücken und die schwächeren, standortgebundenen Akteure im Wirtschafts-
prozess zu Konzessionen zwingen wollen. Die Einschätzung, wonach der

WIDERSPRUCH - 34/97 51



Nationalstaat im Zeitalter der transnationalen wirtschaftlichen Integration
und Liberalisierung seine wirtschaftspolitische Handlungsfreiheit einbüsst,
trifft nur die halbe Wahrheit. Tatsache ist, dass der Staat - nicht nur unter
bürgerlicher Mehrheit - selber eine aktive Rolle übernimmt als „nationaler
Wettbewerbsstaat" (Hirsch 1995): Er widmet sich der Sicherung guter
Bedingungen für die Kapitalverwertung - Subventionen, Steuererleichte-

rangen, gesetzliche Deregulierung, innere Sicherheit -, forciert die Priva-
tisierung und versucht, sich eines Teils der Verantwortung für soziale
Wohlfahrt, Konjunktursteuerung, Beschäftigungssicherung und öffentli-
che Grundversorgung zu entledigen und solche Aufgaben an private Anbie-
ter und dezentrale Netzwerke zu delegieren („Entstaatlichung des National-
Staats", Jessop 1997, 67 f.). Dabei findet der Wettbewerbsstaat Unterstüt-
zung im europäischen Umfeld, insbesondere in der supranationalen Politik
der EU. Diese scheint der sozial-regulativen Dimension zurzeit weniger
Aufmerksamkeit zu schenken als einer Integration, die im wesentlichen
negativ bestimmt ist - nämlich durch den blossen Abbau zwischenstaatli-
eher Schranken (Streeck 1996).

VIII. Die VaatZ/cZze WirtscZza/hspoZif/k kann s/c/z intZe^en w'cZzt an/Daner
Ziöer zZ/e Rß<Zwr/nisVrizktMrezz der ßzzznezzwirAc/za/Z Zzinwegsefzezz.' Raz/zkaZe

LzZzeraZZjZernngïicZzr/tfe Zo'sen Reaktionen Zzez den .yZandorZge/jnndenen
Wzr/irZza/Akrà'/Zezz z'/zz eigenen Lande ans. Wird zTzr Sc/zzzfz vernac7zZä.wigt,
.so/ormieren .sie/z /zoZzYz'scZze AZZ/azzzezz, die die îtaafZzc/ze RoZitik - azzcZz die
AzzMen/zoZirik - ZzZockieren können.
Die Binnenwirtschaft, also das traditionelle und verarbeitende Gewerbe,
die Landwirtschaft und das Dienstleistungsgewerbe, ist in der Schweiz nach
wie vor ein sehr bedeutsamer Leistungsfaktor: Die rund 300'000 KMU (1-
500 Beschäftigte) machen 99 Prozent aller Unternehmen der Schweiz aus,
und sie beschäftigen rund 80 Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung. Ein
grosser Teil von ihnen operiert an kleinräumigen Märkten und ist an deren
Funktion wie auch an der Vertragspartnerschaft grundsätzlich interessiert
(vgl. These V). Hier eröffnen sich Bündnismöglichkeiten für den „Faktor
Arbeit" etwa im Bereich der Investitions- und Beschäftigungsförderung.
Allerdings ist die Binnenwirtschaft ein labiler Partner. Ihr politisches
Verhalten ist geprägt von konservativen und nationalistisch orientierten
Parteien und von der Einbindung in Zuliefernetze der Grossunternehmen.
Traditionell setzt sich das Gewerbe stärker für Reduktionen auf der Kosten-
seite ein (Steuersenkung, Budgetsanierung, Lockerung von Auflagen),
weniger aber für eine nachhaltige qualitative Wirtschaftspolitik, für einen
handlungsfähigen Staatsapparat, für die Verhinderung von Sozial- und
Umweltdumping, auch wenn da und dort ein Umdenken zu beobachten ist.

Dies gilt mit Abweichungen auch für die mittelständische Exportindu-
strie und kann regionale oder branchenbezogene „Bündnisse für Arbeit"
gefährden. Je mehr nun der Staat - insbesondere in Zeiten wirtschaftlicher
Rezession - in Koalitionen mit der Aussenwirtschaft einseitig liberalisiert,
ohne den Schutz der Binnenwirtschaft und der Arbeitnehmenden durch
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technische, soziale und ökologische Standards, durch Investitions- und
Beschäftigungsförderung zu gewährleisten, desto mehr trägt er zur Polari-
sierung der Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit bei. Und desto
stärker fördert er zugleich die breite Opposition nationalkonservativer und
chauvinistischer Kreise, die sein Budget, seine Handlungsfähigkeit und den
Serv/ce p/Wic insgesamt beschneiden wollen.

Folgen der Globalisierungspolitik für die Gewerkschaftsarbeit

IX. Die bis/iert/arge/egfen VeràWerwngen an/g/o/Werwnt/na/iona/.v/aaf-
/ic//er Zvi/ene Zegen r/en Sc/î/m.v.v na/ze, Wv.v wir uns //ente nic/îf nnr m einer
wiri.sc//a/i7ic//en [/nzZ/rnc/z,sii«afion g/oZ?a/en Ans/nasses Z/e/zWen, .sont/ern
in einer iie/grez/enr/en Xri.se zznJ t/nzgesia/inng tier innergese/Zsc/za/f/ic/zen
Xràyiever/zà7/ni.s.ve, t/erXony7ikfrege/nng.smec/zani.s/?zenz/n</t/er wo/zZ/a/zrfs-
siaai/ic/zen Ort/nzzng.
Im Zentrum der politischen Auseinandersetzung steht heute nicht mehr
allein der Verteilungskampf zwischen Kapital und Arbeit, sondern das

Verteilungsmodell an sich und die Verhandlung zwischen gegensätzlichen
Interessen in der zunehmend gespaltenen Gesellschaft: Soziale Rechte,
soziale Sicherheit, Vertragspartnerschaft und die demokratischen Regeln
der Konfliktlösung werden grundsätzlich in Frage gestellt (Schäppi 1995).
Die Deregulierung auf gesamtarbeitsvertraglicher und gesetzlicher Ebene -
Arbeitsgesetz, Submissionswesen, Binnenmarktgesetz, Privatisierung von
Staatsbetrieben - wird flankiert von einer Neu-Regulierung im Bereich
Sicherheit/Staatsschutz/Ausländerpolitik, die das soziale Konfliktpotential
eindämmen soll. Krisenbedingte Einnahmenausfälle sowie Steuererleich-
terungen für Vermögende treiben den Sozialstaat in Finanzdefizite, was
wiederum der betriebswirtschaftlichen Kalkulation im Gesundheits-, Bil-
dungs- und Sozialbereich die Rechtfertigungsbasis liefert: Sie will den

Zugang zu den Leistungen mehr und mehr über Marktpreise regeln und von
der Eigenleistung - „Selbstverantwortung" - abhängig machen. Aktuelle
Beispiele sind die angestrebten kostendeckenden Krankenkassenprämien
oder Studiengebühren, immer neue Bestrebungen zur Senkung der Arbeits-
losentaggelder, Modelle der Privatisierung der Altersvorsorge usw. Kein
Zweifel - der sozialstaatliche Gesellschaftsvertrag ist in der aktuellen Krise
durch hohe Sozialkosten belastet; sie auch in wirtschaftlich schlechten
Situationen decken zu können, war indessen stets seine Zweckbestimmung.
Das Hauptproblem ist weniger die Finanzlage als vielmehr die herrschende
neoliberale Politik, die auf der einen Seite mit mehr „Markt" die Sozialko-
sten in die Höhe treibt und auf der anderen Seite die sozialstaatliche
Garantie durch marktkonforme Leistungsangebote und individuelle Versi-
cherungsmodelle ersetzen will.

X. Die frt/t/iiionsreie/zen /nsfrnznenfe t/er Verrragsparfnerscfta/r z/ntZ t/er
Gewerkic/ta/rspo/ir/k .v/W von <r/z'e.ver Enfw/ck/nng »n ÄTern èetroj^èn.
Die vertragspartnerschaftliche Regulierung ist insbesondere in den weit-
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marktorientierten Wirtschaftsbereichen einseitig gelockert oder gar aufge-
kündigt; eher gesichert scheinen die Vertragswerke bis heute in der traditio-
nellen Binnenwirtschaft. Allerdings konnte die vertragliche Regulierung in
grossen Teilen des expandierenden Dienstleistungssektors nie richtig Fuss
fassen, was die Mitgliederbasis und die Organisationsmacht der Gewerk-
Schäften gesamtwirtschaftlich schwächt. Während viele Unternehmen ein-
zelwirtschaftliche Verwertungsziele voranstellen, beschäftigungs- und re-
gionalpolitische Verpflichtungen dagegen offen ablehnen, trifft für die
Gewerkschaften eher das Gegenteil zu: Sie sind nach wie vor voll in die
gesamtgesellschaftliche Verantwortung eingebunden. Seit den 70er Jahren
sind sie in jeder neuen Rezession absorbiert von öffentlichen Aufgaben wie
Arbeitslosenbetreuung, individuelle Beratung, Sozialplanverhandlungen,
arbeitsrechtliche Konflikte, beschäftigungssichernde Initiativen usw. Sie

ergänzen dabei den Sozialstaat, dessen Regulierungsfunktion in der Schweiz
auf einigen Gebieten - Mitbestimmung, Kündigungsschutz, Entlassungs-
klausein für soziale „Problemgruppen", Minimaleinkommen - schwächer
ausgebaut ist als in etlichen Nachbarländern.

In den 80er Jahren wird die „Sozialstaatsfunktion" der Gewerkschaften
weder durch steigende Mitgliederzahlen noch durch politische Konzessio-
nen entschädigt; die Gewerkschaften werden für die sozialstaatliche Büro-
kratie mitverantwortlich gemacht, und es wird kritisiert, dass sie auf das
männerzentrierte Erwerbssystem fixiert seien („Kartell der Arbeit") und
zuwenig für die Frauen und Erwerbslosen täten. Seit einigen Jahren jedoch
bröckelt die Akzeptanz der Globalisierungsdoktrin, der Widerstand gegen
die marktradikale Wirtschaftspolitik formiert sich auch in der Schweiz -
wie früher schon in anderen Ländern, beispielsweise in Frankreich (vgl.
Bourdieu et al. 1997). Und zwar vorerst auf der politischen Ebene: In
Referendumskämpfen konnten die Gewerkschaften im Bündnis mit wech-
selnden Kräften eine weitergehende Demontage des gesetzlichen Arbeits-
Schutzes und der Arbeitslosenversicherung verhindern. Im Zentrum stehen

plötzlich wieder die von rechtsbürgerlicher Seite für überwunden gehaltene
„soziale Frage" und die Solidarität, und den Kern des sozialen Protestes
bilden nicht Mittelstandsparteien, sondern die für überflüssig erklärten und
offen bekämpften Gewerkschaften und Arbeitslosenkomitees.

Gewerkschaftspolitische Alternativen zum globalen Kapitalismus

XI. Wen/? nz'c/zf aZ/es tdzzsc/zt, .so wirdder Beginn des 27. da/zr/zHnderts nic/zt
nie/?r im Zeic/zen ////Wer Deregzz/ierzzng, genzen/oser Mar£t/rei/zeit «ne?

neo/iAera/erUege/nonie ste/zen, sondern im Ze/c/zen des wac/zsenden sozia-
/en Protests gegen dz'e ver/zeerenden sozz'a/en und oLo/ogzsc/zenÄzzsvv'zrUzn-

gen der /.'a/zzZtz/zstzsc/zen G/oZzez/zszerzzng. ÜZzer den Protest /zz'nazzs sind
indessen zz/Äzzn/tswezsende Konzepte ge/ragt.
Wenn die Gewerkschaften im Kampf um soziale Gerechtigkeit und in der
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit eine wichtige Rolle spielen sollen, so
dürfen sie sich weder auf die Verteidigung der sozialen Errungenschaften
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beschränken noch allzulange den Zeiten nachtrauern, in denen wichtige
Fragen im Konsens und im Rahmen einer Sozial- und Vertragspartnerschaft
gelöst werden konnten. Notwendig sind vielmehr wirtschaftliche Konzepte
und gewerkschaftliche Positionen, welche die prinzipiell grenzenlose Ak-
kumulationslogik in Schranken weisen. Ausgangspunkt muss ein sozial-
ökologischer Grundkonsens über nachhaltige Wirtschaftsentwicklung sein.
Dafür sind Kriterien der Industrie- und Regionalpolitik, der Arbeits- und
Produktepolitik und des Welthandels zu erarbeiten. Bereits vorliegende und
nunmehr zu konkretisierende industrie- und regionalpolitische Konzepte
(GTCP 1992, GBH 1991, GBl 1994/1997) zielen auf die demokratische
Gestaltung der Rahmenbedingungen eines Wirtschaftsprozesses, der die
Triebkräfte der Innovation und des Marktes nutzt, nicht aber ihrem Diktat
unterliegt. Mit einem „dirigistischen" Gegenprojekt zur marktradikalen
Wirtschaftspolitik wäre hier wenig Neues erreicht. Auch reicht es nicht, in
keynesianischer Tradition lediglich die Rahmenbedingungen der Nachfra-
ge und der Arbeit zu definieren. Notwendig ist eine ar/zeztsorz'entz'erfe

Ange&otspo/z'fzk, welche die Förderung von regionalen Entwicklungspoten-
tialen, umweltschonenden Produktivkräften und Beschäftigungsmöglich-
keiten ebenso zum Thema hat wie die soziale Innovation in der Arbeitswelt

- neue Mitsprache-, Arbeits- und Lernformen - und die Innovation im
Bereich der Ausbildung und des Wissenstransfers. Der Ausbau zwischen-
betrieblicher Kooperationsnetze kann, im Austausch mit geeigneten öffent-
liehen Infrastrukturen (Bildung, Kommunikation, Transferstellen), einem
regionalwirtschaftlichen Kontext durchaus neue Entwicklungspfade eröff-
nen, wie Modellregionen zeigen (Löckener/Underberg 1995). Innovationen
zählen dabei nicht als blosse Beschleunigungsmomente in einem ziellosen
Wettbewerb, sondern als qualitative Schritte auf dem Weg zum mehr
Nachhaltigkeit in der Wirtschaftsentwicklung.

In diesem Sinne ist letztlich der globale Wettbewerb um Marktanteile in
einen Wettbewerb um die qualitative Verbesserung der Wertschöpfung, der
Produktivkräfte und der Ressourcennutzung zu transformieren (Weizsäcker
et al. 1995, 299 ff.; Heim 1996). Sofern solche Innovationspfade weltweit
zugänglich werden, können auch die Sozial- und Umweltstandards schritt-
weise angehoben und lokale, nationale und internationale Regulierungen
aufeinander abgestimmt werden (Zaschke 1994). Je mehr solche Standards
weltweit durchgesetzt werden, desto geringer ist der Anreiz zur globalen
Geschäftsstrategie, deren Rationalität allein darin besteht, kurzfristige
Kostenunterschiede zu nutzen und Kosten dort abzuwälzen, wo schwache
Regulierungen dies erlauben. Nur eine Erhöhung der Preise für Energie,
Transport, Kommunikation und Ressourcenverbrauch, die ein Unterneh-
men für die Eroberung „fremder" Kontexte kalkulieren muss, kann im
übrigen dem Gigantismus der G/o£>a/ p/oyers Einhalt gebieten.

XII. Vefren der Umsetzung von Konzepten einer noc/z/zo/tz'gezr Wz'rfsc/zo/ts-
enfw/ck/ung müssen dz'e Gewerksc/ztz/ten ozze/z Massno/zmezz znr kzzrz- zz/zd

mz'fte//rzsfzgen Bewältigung der Pro/dezne ez'n/ez'ten, dz'e zznter dezn G/oi>o-
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Zz.yzen<7zg.K/rMck versc/zär/Z worden .îzmz/.' sozz'aZe DesZaZüZz.yzerzzng, Arbe/Zs-
Ztwzgkez'Z, Margz'/zaZZ.S'zerzzng zz/tzZ AnzzzzZ.

In Anbetracht der Massenarbeitslosigkeit spielt die inzwischen auf SGB-
Ebene koordinierte Politik der ArbezAze/tverkMrzMng eine zentrale Rolle als

Mittel zur Umverteilung der Erwerbsarbeit (vgl. GBl 1994a; Rieger 1996).
Dabei kann die Arbeitszeitverkürzung nicht von der Frage der Arbeitszeit-
gestaltung und der Umverteilung abgetrennt werden (Baillod et al. 1997):
Erforderlich sind bedürfnisgerechte, vertraglich geschützte Arbeitszeitmo-
delle, die eine gerec/zZere Azz/Zez/zmg der Nichterwerbs- und Subsistenzar-
beit zwischen Frau und Mann begünstigen. Ein zweiter sozialpolitischer
Kernpunkt ist die Garantie kaufkraftsichernder Haushaltseinkommen und
die Erhaltung leistungsfähiger Sozialversicherungen, die Erwerbsausfälle
z/z aZZez? LeZzezwZagezz kompensieren. Drittens ist die Steuergerechtigkeit zu
verbessern, und Kapitalgewinne privater Anlegerinnen sind zu besteuern

(vgl. Strahm 1997 a). Viertens sind Lösungen zu finden für die Gruppen der
LzzzîgzezZflrèe/Zj/oîen, z/er vermzWerZ Lez'sZz/zig.r/à7zzge;z zz/zcZ Be/zzWerZe«,
die aus der Erwerbsarbeit herausgedrängt worden sind; hier gilt es, mit
Einkommenstransfers und Eingliederungsmassnahmen den Status der Be-
dürftigkeit zu überwinden und zu verhindern, dass sich ein völlig unge-
schütztes, prekäres Arbeitsmarktsegment herausbildet. Bei all diesen Pro-
blemen und Lösungskonzepten ist zudem grundsätzlich zu klären, welche
gesellschaftlichen Leistungen nicht nach dem Prinzip des Wettbewerbs und
der Rentabilität, sondern nach dem Bedarf der Allgemeinheit zu erbringen
und mit staatlichen Mitteln (Service pz/ZzZz'c) sicherzustellen sind.

XIII. Kozzze/zZe ez'zzer zzac/z/zaZZzgen WzrZsc/za/Z zzzzzZ zzzr Bekäm/z/lz/zg vozz

Arèez'Zi'/oÂZgkezZ, DAkrz'zzzmz'erzzng zzzizZ Armz/Z Zassezz sz'c/z zzz'c/zZ zsoZzerf azz

ez'zzezw StanzZorZ zz/nseZze«. IVzzr ehe grezzzzzZzeryc/zrezZe/zzZe gewerkscZza/zZz'c/ze
Zzz^flzzzzzzezzarZzezZ kazz/z zZz'es errez'c/zen zzneZ ver/zz'zzziern, zZa,M sz'c/z soziales
zzneZ o'koZogz'sc/zes Damping wez'ZerZzz'n aZs WeZZZzewerfevorZezI Zzeza/zZzznacZzZ.

Die europäische und internationale Zusammenarbeit der Gewerkschaften
muss deshalb entscheidend verstärkt werden. Auch müssen die Gewerk-
schaften ihren Einfluss in der intergouvernementalen Verhandlung und
Zusammenarbeit geltend machen, sei dies im Rahmen der EU, der ILO oder
der WTO. Denn die offizielle Schweiz vertritt hier oft einseitig wirtschafts-
liberale Interessen. Ferner sind die gewerkschaftlichen Positionen über die
internationalen gewerkschaftlichen Branchen- und Dachverbände zu koor-
dinieren. Näher bei den Mitgliedern ist die Arbeit der europäischen Kon-
Zernbetriebsräte, die durch eine EU-Richtlinie gefördert wird und deren
Arbeitsweise auch auf weitere Weltregionen auszudehnen ist. Immer wich-
tiger sind sodann die Interregionalen Gewerkschaftsräte, die in den Grenz-
regionen zwischen EU-Ländern und zwischen EU und Drittländern entstan-
den sind (Müller 1994). Denn in den Grenzregionen ist der Standortwettbe-
werb am direktesten spürbar.

Voraussetzung einer solchen Ausweitung des gewerkschaftlichen Akti-
onsradius ist selbstverständlich, dass auch die im weltmarktorientierten
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Teil der nationalen Wirtschaft etablierten Vertragsbeziehungen grundsätz-
lieh erhalten bleiben, und dass sich die Gewerkschaften die für ein interna-
tionales Agieren erforderliche Fachkompetenz in Wirtschafts-, Technolo-
gie-, Ausbildungsfragen usw. aneignen. Allerdings stellt sich auf der
transnationalen Ebene noch schärfer das Problem der Regelungsdichte, der
Repräsentativität der Vertragspartner und der Verbindlichkeit der Abkom-
men (Baumann et al. 1996). Und wegen der grossen materiellen Differenzen
zwischen den nationalen Kontexten und Regulierungsmechanismen kommt
es auch innerhalb der internationalen Arbeitnehmerdachorganisationen
häufig zu Konflikten.

Andererseits könnten heute die einigenden Kräfte ebenfalls stärker sein
als in der Phase der standortgebundenen (neokolonialen) Akkumulation:
Die Standortstrategien der Konzerne und die Deregulierungsoffensiven
betreffen heute die westlichen Industrieländer, morgen die Schwellenlän-
der, übermorgen die neu industrialisierenden Länder (China usw.). Stand-
ortkorporatismus hat auch in einer sozialdemokratischen oder gewerk-
schaftlichen Spielart keine Zukunft, und der deregulative Wettbewerb mit
anderen Standorten wird viele Verlierer hinterlassen. Eine wirkliche /nfer-
nzzfzonzzZzsz'erang r/er Gewerferc/zzz/rsZzewegzzng zznz/ z/er Vertrag.?/}zzrtner-
sc/zzz/f könnte dagegen dazu beitragen, die verheerende Désintégrationswir-
kung der globalen Akkumulation zu brechen. Es muss ihr Ziel sein, inner-
halb der EU und der Schweiz soziales und ökologisches Dumping mit Hilfe
von gesetzlichen Mindestbestimmungen und europaweiten Tarifverträgen
auszuschliessen; und auch in den internationalen multilateralen Vereinba-
rungen sind entsprechende Klauseln zu schaffen (vgl. Altvater/Mahnkopf
1997, 211 f.; Zaschke 1994; Scherrer 1995). Zudem sollten entsprechend
der zunehmenden Mobilität der Arbeitnehmerinnen die Sozialversiche-
rungssysteme Europas harmonisiert und die Rekordarbeitslosigkeit mit
koordinierten beschäftigungspolitischen Massnahmen bekämpft werden.

XIV. Wen« z/z'e Gewerkic/za/f5/>ewegzzng m'c/z von z/er fczz/nta/AAsr/zen
A£kzz«z«toz'on,s/ogz'k eznzznzz/n'eren, zTzr Moz/ern/i/'erangj'z/;7emnra iz/zerwz'n-
z/en zznz/ sz'c/z zzz der wz'c/zfz'gen /zo/zYAc/zen Kra/f enzw/zAe/n wz7/, we/c/ze
A/rerazzfz'ven zzzr /zerrsc/zenz/en Form z/er G/oZzzz/z'szerang zzzz/zez'gf, so znzzss

sz'e nz'c/zf nur z/z'e zenfra/en po/zZAc/ze« Fragen zzzz/grez/e«, sonz/ern zzzzc/z sz'c/z

se/Z>er veränz/ern zznz/ zTzr /zo/zfz'sc/zes Mzznz/zzf erweitern.
Von einer politischen Kraft, die in branchenkorporative Strukturen einge-
bunden ist, sollte sie sich wieder verstärkt zu einer sozialen Bewegung
entwickeln (Moody 1997). Sie muss mit gezielten betrieblichen und ausser-
betrieblichen Aktionen ihre Konfliktfähigkeit ausbauen respektive zurück-
gewinnen. Und sie muss ihre Fachkompetenz erweitern, um in wirtschafts-
und unternehmenspolitischen Debatten mit zukunftsweisenden Konzepten
intervenieren zu können. Die Fähigkeit der Gewerkschaften, zu analysie-
ren, zu mobilisieren und zu handeln, ist dabei eng verknüpft mit der
innergewerkschaftlichen Demokratie. Die Gewerkschafterinnen und Ge-
werkschafter selber müssen verstärkt zu Handelnden werden. Aber Demo-
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kratie ist nicht nur innerhalb der Gewerkschaften ein zentrales Anliegen.
Die Ausrichtung auf eine Demo&rat/Merang der Wirtschaft, des Staates und
der Gesellschaft ist auch die gemeinsame Leitidee, welche die Gewerk-
schatten mit anderen sozialen Bewegungen wie der Umweltbewegung und
der Arbeitslosenbewegung verbinden kann. Indem die Demokratiefrage ins
Zentrum gerückt wird, ergeben sich zudem für die Gewerkschaften wichti-
ge weitere Bündnismöglichkeiten. Sie müssen folglich ihr politisches
Mandat erweitern: Konzepte und Verhandlungen sind so zu gestalten, dass

ihre Bedeutung nicht nur für die vertretenen Mitglieder, sondern für breite
Bevölkerungsgruppen, für die Lebensqualität, für die Beschäftigung und
Entwicklung in der Region unmittelbar einsichtig wird.

Beispielsweise ist die Forderung nach Arbeitszeitverkürzung in einem
Unternehmen oder einer Branche dann von unmittelbar regionalem Interes-
se, wenn sie die Firma auch zu Neueinstellungen verpflichtet, die die
regionale Beschäftigungssituation verbessern, oder wenn die Arbeitszeit-
Verkürzung mit innovativen Arbeitszeitmodellen verknüpft wird, die eine
neue Rollenteilung zwischen den Geschlechtern fördern. Arbeitspolitische
Forderungen sind also grundsätzlich auf ihre soziale Verallgemeinerbarkeit
hin zu überprüfen und entsprechend auch in der breiten Öffentlichkeit zu
kommunizieren. Diesen Grundsatz haben die Gewerkschaften zumindest
bei der Aufdeckung von Missständen und Vertragsverletzungen in einzel-
nen Unternehmen in den letzten Jahren bereits erfolgreich praktiziert.
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